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KURZE BEGRÜNDUNG

Das Arbeitsdokument der Kommission, ein Dokument, das den derzeitigen Stand der Dinge 
in Bezug auf die soziale Eingliederung in den neuen Mitgliedstaaten schildert, ist eine 
Synthese der Gemeinsamen Memoranden über die soziale Eingliederung, die gemeinsam vom 
für Beschäftigung und Soziales zuständigen Kommissionsmitglied und von den für soziale 
Angelegenheiten in neuen Mitgliedstaaten zuständigen Ministern unterzeichnet wurden. 

In dem Bericht werden die wichtigsten Herausforderungen, denen die neuen Mitgliedstaaten 
im Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung sowie bei der Förderung eines größeren 
sozialen Zusammenhaltes gegenüberstehen, untersucht. Dabei werden drei Ziele verfolgt.

Erstens, eine Grundlage für die Förderung des gegenseitigen Gedanken- und 
Erfahrungsaustausches zwischen den 25 Mitgliedstaaten zu schaffen. 

Zweitens, die neuen Mitgliedstaaten bei der Weiterentwicklung ihrer Politik der sozialen 
Eingliederung und bei der Vorbereitung ihrer ersten nationalen Aktionspläne gegen Armut 
und soziale Ausgrenzung zu unterstützen.

Drittens, die Probleme in den Mittelpunkt zu rücken, die bei der Weiterentwicklung der 
Politik der sozialen Eingliederung der Europäischen Union künftig stärker berücksichtigt 
werden müssen. 
Die soziale Eingliederung ist zu einer heiklen Frage für die meisten neuen Mitgliedstaaten 
geworden, die dazu veranlasst wurden, ihre Gesellschaften von Grund auf umzugestalten und 
dabei an dem auszurichten, was gemeinhin als „Marktwirtschaft“ bezeichnet wird. Aber diese 
allgemeine Bezeichnung verdeckt in Wahrheit sehr unterschiedliche Verhältnisse, wenn man 
von Zypern und Malta absieht, wo dieser Übergang nicht stattgefunden hat. 

Das soziokulturelle “Erbe“ einer noch nicht so lange zurückliegenden Vergangenheit kann 
natürlich nur nach und nach abgelöst werden von einer sich allmählich durchsetzenden 
Rechtspraxis gegenüber den vielen neuen Bürgern der Union und vor allem denen, die als 
besonders schutzbedürftig und gefährdet gelten, vor allem die ethnischen und kulturellen 
Minderheiten und die Einwanderer aus Drittstaaten. 

Das bedeutet, dass die Aufgabe gewaltig ist, denn die Prüfung und Analyse möglicher 
Fortschritte beim Zugang der schutzbedürftigsten Bürger der Union in diesen neuen 
Mitgliedstaaten zu den Grundrechten unter dem Gesichtspunkt der sozialen Eingliederung 
und des Kampfes gegen jegliche Diskriminierung sind das schwächste Glied einer 
ununterbrochenen Kette oft verbindlicher Verpflichtungen, die diese Staaten einhalten 
müssen. 
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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 
Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

Fordert die Europäische Kommission auf:

1. sich zu fragen, ob es richtig war, die Methode der offenen Koordinierung zu wählen, die 
für die Prüfung des Zugangs zu den Grundrechten und bei der Bekämpfung aller Formen 
von Diskriminierung das gesteckte Ziel offensichtlich nicht vollständig erreichen kann;

2. die neue Strategie umzusetzen, um die soziale Ausgrenzung durch geeignete finanzielle 
Mittel zu bekämpfen, damit die Bürger und die Einwohner der neuen Mitgliedsländer dem 
europäischen Projekt näher gebracht werden;

3. das in ihrer Mitteilung vorgesehene Instrumentarium in Richtung auf eine 
zusammenfassende Querschnittsanalyse weiterzuentwickeln, und zwar durch stärkere 
Konzentration auf die Verstöße gegen die Bürgerrechte, den Zugang zu den Grundrechten 
sowie die Bekämpfung jeder Art von Diskriminierung …;

4. deutlicher die Schwierigkeiten beim Zugang zum Rechts- und zum Justizwesen innerhalb 
der neuen Mitgliedstaaten hervorzuheben, mit einer genaueren Analyse der 
Migrationsströme, bei denen zwischen der Einwanderung von Drittstaatsangehörigen 
einerseits und der Lage der anderen ethnischen oder kulturellen Minderheiten (Roma, 
deutschsprachige Minderheiten usw.) andererseits zu unterscheiden ist;

5. sich Gedanken über die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der Union, den 
Mitgliedstaaten und den Regionen auf dem Gebiet der sozialen Eingliederung zu machen 
und eine gewisse Formalisierung des Verfahrens der „bewährten Praktiken“ vorzusehen;

6. Mechanismen der Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten in Bezug auf die Erarbeitung 
von Texten vorzusehen, durch die der Zugang zum Recht für die schutzbedürftigen 
Bevölkerungsgruppen und Minderheiten in die Praxis umgesetzt werden soll 
(Prozesskostenhilfe, Infozentren und kostenlose Rechtsberatung) und die Mitgliedstaaten 
zu veranlassen, einheitliche und aufeinander abgestimmte Strategien für die soziale 
Eingliederung auf lokaler und regionaler Ebene zu entwickeln;

7. die Effizienz und die Vereinfachung der Dringlichkeitsverfahren mit dem Ziel zu 
verbessern, die Armut und die Ausgrenzung in den Mitgliedstaaten im Allgemeinen zu 
verringern;

8. Überlegungen anzustellen und dann ein gemeinsames Raster zu erstellen oder 
„Grundgedanken“ zu verfolgen, der als gemeinsame Basis für den Zugang zum Recht und 
zur Vereinheitlichung des Rechts in diesem Bereich in der Union dienen soll;

9. auf das ungelöste Problem hinzuweisen, dass in zahlreichen Mitgliedstaaten den 
Staatenlosen und anderen betroffenen Personen die Gewährung der Staatsbürgerschaft und 
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das Aufenthaltsrecht immer noch verweigert werden.
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